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WEM NÜTZT „FINANZIELLE 
INKLUSION“?
FinanzdienstleisterInnen und große Konzerne suchen neue Geschäfte 
im globalen Zahlungsverkehr

Nach mehr als 30 Jahren fehlt noch der Nachweis für eine armutslindern-
de Wirkung von Mikrofinanzen. Im Namen der Armutsbekämpfung wird 
aber mit „finanzieller Inklusion“ das Wachstum des Armutsfinanzmarkts 
weiter angekurbelt und die Abschaffung von Bargeld zugunsten priva-
ter Zahlungsdienste gefördert. Entwicklungspolitisch zweifelhaft, winken 
für Finanzindustrie und Regierungen neue Profite, Daten, und Formen 
sozialer Kontrolle.

D ie internationale Gemein-
schaft hat sich das Ziel der ‚fi-
nanziellen Inklusion‘ (FI) auf 

die Fahnen geschrieben mit einem 
Eifer, der an den Hype um Mikrokre-
dite in den 2000er Jahren erinnert. 
Die FI ersetzt zusehends die Mikro-
finanz. Laut Weltbankpräsident Jim 
Yong Kim soll FI ein „Schlüssel“ 
zur Armutsbekämpfung und Wohl-
standsschaffung sein. Zugang zu Fi-
nanzdienstleistungen zählt auch als 
Maßnahme zum Erreichen von 5 der 
17 Agenda 2030-Entwicklungsziele 
(Armut, Hunger, Geschlechtergerech-
tigkeit, Wachstum und Infrastruktur). 

Mikrofinanzen sind ein erfolgreiches 
Geschäftsmodell … 
Als Hilfe zur Selbsthilfe durch den 
Markt gedacht, sind Mikrofinanzen 
zur Speerspitze einer breiteren Priva-
tisierung und Finanzialisierung des 
globalen Armutsproblems geworden. 
Die globale Mikrofinanz-Industrie 
hat in mehr als 30 Jahren gezeigt, 
dass Finanzgeschäfte mit den Armen 
profitabel sein können. Weltweit ar-

beiten heute ungefähr 3.700 Mikro-
finanzinstitute mit zirka 200 Millio-
nen KundInnen, von denen 3 von 4 
Frauen sind. Das landläufige Bild von 
Graswurzel-BankerInnen trügt aber, 
denn von den etwa 100 Milliarden 
US-Dollar Kreditvolumen stammen 
3 Viertel von großen, kommerziellen 
VerleiherInnen. Der durchschnittliche 
Zins liegt bei 35 Prozent. 

… doch sozialpolitisch gescheitert
In den vergangenen Jahren häufen 
sich Zweifel am Nutzen von Mikrofi-
nanzen.1 Dazu beigetragen hat auch 
die tragische indische Mikrofinanzkri-
se im Jahr 2010, mit Dutzenden von 
Selbstmorden unter den überschul-
deten KreditnehmerInnen. Vor allem 
aber ist die Forschungslage zur Wir-
kung von Mikrofinanzen zusehends 
enttäuschender. Seit 2009 liegen ver-
mehrt Ergebnisse aus systematischen 
Überblickstudien und die Untersu-
chungen zufälliger Vergleichsgrup-
pen (bei denen KreditnehmerInnen 
mit Nicht-KreditnehmerInnen syste-
matisch verglichen werden) vor. Die 

meisten Studien liefern keinen Nach-
weis für höhere Einkommen oder 
höhere Nettovermögen; und dies ob-
wohl Mikrofinanz-KundInnen in der 
Regel mehr Geld in Kleinunterneh-
men oder produktive Vermögenswerte 
investieren. Einige Studien kommen 
zwar zum Ergebnis, dass Finanz-
dienstleistungen helfen, unerwartete 
Rückschlage besser zu verkraften, 
können aber nicht zeigen, dass es 
diesen Haushalten dadurch letztlich 
bessergeht. 

Vor allem was die einstmals stark 
betonte Frauenemanzipation betrifft, 
kommen die Studien zu sehr schwa-
chen Ergebnissen. Eindeutig ist ledig-
lich, dass Frauen mehr Geld sparen 
als Männer, und dass der Zugang zu 
Spar-Diensten ihnen ermöglicht, das 
Geld vor Familienmitgliedern und 
Bekannten zu „schützen“. Ob das 
Emanzipation ist oder letztlich nur 
eine Feminisierung von Verantwor-
tung, ist unklar.

„Finanzielle Inklusion“ statt 
Mikrofinanzen: same same,  
but different
Die Ergebnisse, die in der Summe 
gemischte, aber vor allem gemessen 
an den großen Versprechungen ent-
täuschend sind, haben trotz allem kei-
nen Sinneswandel ausgelöst. Im Ge-
genteil: Mit FI wird das Versprechen 
der Mikrofinanzen, Armutslinderung 
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„Finanzielle Inklusion“ soll vor allem Frauen helfen, doch Studien zeigen weder Emanzipation noch Armutslinderung.

https://www.flickr.com/photos/unwomen/35862093962/
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durch Finanzwerkzeuge zu schaffen, 
neu aufgelegt und bestärkt. Es geht 
noch immer um Kredite, aber auch 
um digitalen Zahlungsverkehr.

Rhetorisch werden alte, für die 
Mikrofinanz nicht mehr haltbare, 
Versprechen neu belebt. So argumen-
tiert die Weltbank-nahe Organisation 
CGAP (die eine Deutungshoheit im 
„inklusiven Finanzsektor“ bean-
sprucht) auf ihrer Frage-und-Antwor-
ten-Seite: Die Evidenz beweise, dass 
„angemessene“ Finanzdienstleistun-
gen Einzelpersonen und Haushalten 
„helfen können“, ihre „wirtschaftliche 
Lage“ zu verbessern. Außerdem sei-
en sich politische EntscheiderInnen 
einig, dass ein Finanzmarkt, der alle 
erreicht, die Verfolgung von sozial- 
und entwicklungspolitischen Zielen 
„effektiver“ möglich macht.2 Diese 
Formulierungen blenden die Frage 
nach messbarer Armutslinderung aus, 
suggerieren aber, dass Finanzen mehr 
denn je eine klare Schlüsselrolle in der 
Armutsbekämpfung hätten. 

Praktisch gibt das neue Label ‚FI‘ 
Mikrofinanzinstituten zwar neue Rü-
ckendeckung, läutet aber auch einen 
Wandel im Armutsfinanzmarkt ein, 
der immer weiter geöffnet wird. Es 
geht nicht mehr nur um Mikrofinan-
zen, sondern darum, möglichst alle 
Armen mit allen Finanzprodukten zu 
erreichen – im Fachjargon die „volle“ 
oder „totale finanzielle Inklusion“. 
Dabei sind prinzipiell alle zweckdien-
lichen AkteurInnen erwünscht, vom 
staatlichen Kreditprogramm bis hin 
zu kommerziellen Banken, „Payday“-
Pfandleihern und globalen Finanz-
dienstleisterInnen; Hauptsache sie 
verkaufen Finanzdienste an einkom-
mensschwache Schichten. 

Undurchsichtige digitale Allianzen 
Der Schlüssel, der alle Armen end-
lich „bankable“ (bankierbar) machen 
soll, sind digitale Systeme, allen vor-
an „mobile monies“ (das Handy als 
Geldbörse). Das bekannteste solche 
Modell ist der kenianische Bezahl-
dienst M-PESA, 2007 von Vodafone 
gegründet, und aus dem britischen 
Entwicklungsetat anschubfinanziert. 
Solche Dienste gibt es inzwischen 
mehr als Länder auf der Welt, doch 
nur die Wenigsten setzen sich durch; 
deshalb üben Konzerne zunehmend 
Druck auf Regierungen aus, ihnen 
dieses Geschäftsfeld zu erschließen.

Unter dem Dach einer G20-Initia-
tive wurde die Allianz für Finanzielle 
Inklusion (AFI), ein Dialogforum für 
politische EntscheiderInnen und Be-

hörden aus 90 Ländern, geschaffen. 
Mit Geldern von der Bill und Me-
linda Gates-Stiftung gegründet und 
2011 mit einer G20-Erklärung zur 
strategischen Wichtigkeit der FI ge-
stärkt, hat die AFI inzwischen auch 
Mastercard, Visa and Banco Bilbao 
Vizcaya Argentaria (BBVA) und wei-
tere Unternehmen aufgenommen. 
2012 wurde zudem die Better than 
Cash Alliance (BTCA) gegründet, als 
Lobbygruppe, um staatliche Zahlun-
gen an BürgerInnen zu digitalisieren, 
damit die Inklusion der „unbanked“ 
(„Nichtbankierten“) angetrieben 
wird. Dem UN-System angegliedert, 
präsentiert sich die BTCA als „globale 
öffentlich-private Partnerschaft“ aus 
Stiftungen, Finanzdienstleistern und 
Entwicklungsorganisationen. 

Sowohl AFI als auch BTCA werden 
von der Gates-Stiftung und vom Omi-
dyar-Netzwerk (ON) finanziert; ON 
ist nach ihrem Schöpfer Pierre Omi-
dyar, dem eBay- und Paypal-Gründer, 
benannt und versteht sich als „philan-
thropische Investmentfirma“. Die For-
scherinnen Daniela Gabor und Sally 
Brooks charakterisieren das gesamte 
Amalgam aus Groβkapital und Regie-
rungen als schwer durchschaubaren 
aber wirkungsvollen „Komplex“ aus 
Finanzmarkt- Spender- und Entwick-
lungsinteressen.3

Eine regressive Entwicklungsgenda
3 Elemente einer regressiven (statt 
armutslindernden) Entwicklungs-
agenda zeichnen sich ab. Erstens ist 
eindeutig regressiv, dass die Armen 
stets höhere Gebühren für bargeld-
lose Transfers zahlen. Zudem tragen 
aber auch in der Regel Regierungen 
oder „gemeinnützige“ Stiftungen 
meist die Kosten für den Aufbau 
bargeldloser Systeme, wohingegen 
FinanzdienstleisterInnen jährlich bis 
zu 35 Milliarden Dollar an Transakti-
onsgebühren erwarten können, wenn 
der Zahlungsverkehr im Globalen 
Süden digitalisiert wird (wie ein Be-
richt für Visa 2016 schätzte); für sie 
winkt eine regelrechte Monopolstel-
lung im Alltag der Marktwirtschaft.  
Zweitens generieren Millionen all-
tägliche Transaktionen geldwerte 
Daten. In Ländern mit schwachem 
Datenschutz sind sie eine Goldgru-
be, sowohl zum Verkauf, als auch um 
KundInnen genauer zu analysieren 
und differenzierender zu bepreisen.  
Drittens sollen digitale Zahlungssys-
teme durch hohe Transparenz den 
Durchbruch bei der Korruptionsbe-
kämpfung bringen. Das hängt aber 

vom politischen Willen ab und dürf-
te in der Praxis eher kleine Schmier-
gelder als systemische Korruption 
angehen. Staaten könnten auch den 
informellen Sektor illegalisieren oder 
besteuern, und zudem die Empfänge-
rInnen von Sozialtransfers genauer 
überwachen wollen. Der Handels-
blatt-Journalist Norbert Häring warnt 
sogar vor dem „Weg in die totale Kon-
trolle“.

Bemerkenswert ist, wie unhin-
terfragt sich diese Agenda seit der 
Weltfinanzkrise durchgesetzt hat: Als 
Entwicklungshilfe garniert werden 
unverhüllt neue Marktchancen für 
die mächtigsten AkteurInnen der Fi-
nanzindustrie gesucht. 

Natürlich sollten inklusive, digi-
tale Finanzdienstleistungen nicht 
gestoppt werden; sie müssen aber 
sorgfältig reguliert und in sinnvolle 
Bahnen gelenkt werden, um neue 
Monopole und Überwachungsformen 
zu verhindern, Überschuldung zu ver-
meiden und einen möglichst großen 
Nutzen für alle zu erreichen. Staatli-
che Entwicklungstöpfe dem regressi-
ven „Kreuzzug gegen das Bargeld“ 
zuzuführen, wäre ein Missbrauch.4
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